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Pantazis: CDU-Integrationsgesetz –  
Anhörung eine schallende Ohrfeige 
 

Die Vorschläge der CDU im Entwurf ihres Integrationsgesetzes sind un-

geeignet für eine gelingende Integration von Flüchtlingen und Zuwande-

rern in Niedersachsen: „In der Anhörung heute im Sozialausschuss ist 

selbst der Landkreistag zu der Überzeugung gelangt, dass die CDU-Vor-

schläge sinnlos und schlichtweg überflüssig sind“, erklärt dazu Dr. Chris-

tos Pantazis, Sprecher der SPD-Landtagsfraktion für Migration und Teil-

habe. 

 

Die Einschätzung der Experten heute in der Anhörung sei eine schal-

lende Ohrfeige für den Aktionismus der CDU. „Alle sind sich einig, dass 

der Entwurf in dieser Form nicht geeignet ist, um die Herausforderungen 

der Integration bewältigen zu können“, betont der SPD-Integrationsex-

perte Pantazis.  

 

„Das wenige Sinnvolle im CDU-Entwurf wird von unserer Landesregie-

rung durch Koordinierungsstellen für Migration und Teilhabe und diverse 

andere Landesprogramme bereits umgesetzt.“ Doppelte Strukturen, wie 
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die von der CDU geforderte Integrationszentren im Sinne von zentralen 

Sammelunterkünften, würden Niemandem helfen, sagen Experten. 

 

„Sprache, Koordinierung der Angebote und Bildung sind wichtige Voraus-

setzungen, die wir weiter erfüllen wollen“, so Pantazis. Die richtigen Maß-

nahmen hierzu habe die SPD-geführte Landesregierung mit der Integrati-

onsoffensive beschlossen, die in der vergangenen Woche nach der Be-

fassung im Kabinett der Öffentlichkeit vorgestellt worden ist. 

 

Pantazis betont abschließend: „Integration ist eine Querschnittsaufgabe, 

für die wir einen langen Atem brauchen. Dafür wird hart gearbeitet und 

die konkreten Maßnahmen zeigen Fortschritte. Die aktuellen Forderun-

gen der CDU-Innenminister stehen dem leider entgegen. Mit Populismus 

und Fischen am rechten Rand kommen wir nicht weiter. Die doppelte 

Staatsbürgerschaft steht für uns nicht in Frage.“ 


